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Beiblatt zur Par1aments~~rresRoE~~ 

A n fra g, ,e 

15~April 1953 

der Abg. Dr.P f e i f e r, Dr~K 0 p f, Dip1Q~IngoDrcS 0 heu 0 h, 

Dr.S tUb e r und Genossen 

an die Bundesregierung, 

betreffend di. Ertei1ung einer Amnestie für die auf Grund der Verordnung der' 

Bundesregieruhg'Dollfuß vom 26.1.1934" BGJ:3l u I Nro52, ßemassr'egeIt'eh 'affent­

liohen Angestellten; soweit sie bisher nicht reha.bilitiert worden sinde 
. , 

_ ........ :;M8 

Bekanntlioh hat 'die Bundesregierung Dollfuß auf Grund des kriegswirt­

schaftliohen Ermäohtigungsgesetzes die Veror~pung vom 24.1.1934, BGB1.NrG 52, 

, über Massnahmen, betreffend die öffentlichen Angestellten, erlassen, obwohl 

sie auf' Grund deskriegswirtsohaftlichen Ermächti,gungsgesetzes in VerbindulltG 

mit § 7 Aba.3 V.-UG. von 1920 nur ermäehÜ.gt W?-r9 die notwendigen VerfüguntZen 

'auf wirtschaftliohem Gebiet und gesetzesfreiem Raum duroh Verordnung zu 

t~eften. nioht aber; bestehende Gesetze, wie e~wa die Dienstpragmatik,' die 

verschiedenen Dienstordnungen, das Angestelltengesetz usw. abzuändern und in i 

, d1& Gesetzgebungshoheit d.er Länder einzugreifen. (Vgl. hiezu die Abhandlung 

, von Univ.Prof.Dr.Max Layer, Ermächtigungsbereich des kriegswirtschaft\lichen 

'Er.mttchtisungsgesetzes, Verwaltungsarchiv, Bd,38, Heft 3). Die erwähnte Ve~ 

e>rdnung überschritt zweifellos den Ermäohtigungsbereioh der Bundesregierung, 

, d.eM sie griff in das gesetzlichgeregel te Dienstr~cht der Bediensteten dl3s 
, , 

Bundes".der ,Länder, Bezirke ; Gemeinden uSWo' und, in die Gesetzgebüngshohei t 

de~ Länder auf' dienstrechtlichem Gebiet ein und dekretierte, dass das Bundes'" 

kanzleramto~e weiteres Verfahren den Verlust des Amtes und al.ler a.us dem 

Antte,fliessen.denBefugpisse, Reohte und Ansprüche als Rechtsfolge bestimmter 

re~hts~ä.ftiger Verwaltungsstr,afen aussprechen könne, wiewohl naop. § 55 vs:tG. 
, ' ' 

e,1n Verwaltungsstraferkenntnis, keinerlei Straffolgen ,nach ;sioh zieht, sofern 

gesetzlich ,niohts anderes bes,.timin.t, ist. Dabei beruhten die verhängten Ver-

. , waltungsstrafen selbst nur auf Verordnungen, nicht aber D wie es der Verfasßung 

entspricht, ,a.uf Gesetzen. Auch waren die. Strafen, wenn sie ,ein gewisses Mass, , 

nicht übersohri tten, duroh: ein ordentliches Re chtsm,i ttel nicht anfeo.htbar. ,: 

. Hlezukam, dass die Bundesregierung Dollfuß d.en Verfassungsgeriohtshof,duroh 

eine Verord~ung .la~gelegt. ,hatte, ~odass die, zweifellosverfas.sungswidrige 

. R.et:1erun~sverordnung, vom 24.1.1934 ebenso wie diE;l auf (}rund dies,er Verordnung 

getrotfe.~en verfassungswidrigen Verfügungen vor q.em' Verfassungsgericht nicht 
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angefoohten werden kennten .. Auch die Errichtung des Bundesgerichtshofes 

braoht e gegen diese Gewal tmassnahmen keine Abhilfe 9 da duroh das "Bundes­

verfa8sung~gesetz" vom 24.9 .. 1934, BGBL .. II Nr,,' 254> gegen 8.1 f Grund der 

Ver,~rdnung vom 26.1.1934 erlassene Bescheide die Beschwerde an den Bundes­

gerichtshof ausgeschlossen wurd.e. Es blieben also diese verfassungs-. und 

reohtswidrigen Massnahmen gegen öffentliche Angeste11te vor dem zuständigen 

Geriohtsh,Qf unanfechtbar. 

Anläss lioh der Wiedereinführung des österreichischen Dienstreohte ü durch 

das Beamte~tlberleitungsgesetz (Bo-uno) wurde zwar die Regierungaverordnung 

vem ~4.1.19'4f weil verfassunggwidrig, nioht wiedereingeführt 9 nicht aber 

wurden, wie es in einem Rechts staate hätte geschehen sollen r alle auf Grund 

dieaerJVerordnung getroffenen Verfügungen aufgehobent bezw .. für nu.ll und 

niohtig erklärt. § 4 B.-tlG o hat allerdings die verfaseungs- und reohtuwidrigen 

Verfügungen bei einem ~~,l' der von ihnen betroffenen öffentliohen, Angestellten 

duroh ihre Rehabilitierung wiedergutgemaoht 9 bei einem anderen Teil aber 

unverändert fortbestehen lasilen. Dies ist aber mit einem Verfassungs .... und. 

Rechtsstaat un~ereinbar. Die Folge ~avon ist,dass.die Betroffenen am 13030 

19'8 in keinem Dienstverhältnis bezvvo nicht im Genusse des ihnen zustehenden 

Ruhe- oder Versorgungsgenusses standen und daher nicht nach den Bestimmungen 

des B .. -tlG .. und Pensionl!lüberleitungsgesetzes behandelt werden können .. 

Dieser Zustand ist nioht nur verfassungs- und rechtswidrig y sondern auoh 

unerhört hart und ungereoht. Vielfach sind sogar öffentliche Angestellto, die 

nur ihren widerreohtlich entlqssenen Kameraden aus Nächstenliebe finanzlelle 

, Unterstützungen gewährt haben, um ihnen in ihrer NotlE€e zu helfen - wie es 

heute das soziale Friedenswerk in grosszügiger und dankenswerter Weiße macht -9, 

lediglioh aus diesem Grunde ebenfalls entlassen worden? indem ihnen diese 

seziale Tat als unerlaubte politisohe Betätigung ausgelegt und scrrwerstens 

.• ~eahndet wurde. 

Es wäre nun wahrhaft an der Zeit ~ unt er dieses traurige Kapitel des Staat!!··· 

IBtreiohes und Bürgerkrieges von 1933 bis 1938 einen generellen Sohld',:strLh 

21\1 ziehen und die damals in verfessungswidriger Weise entrechteten Öffent~· 

liohen Bediensteten naoh dem Bo-ÜG" und Pen9tcnst~"9"!:1::,1tungsgesetz zu behandelt'} 

und ihnen wenigstens die ihnen zustehenden Ruhe-. und Vers,::;.rZ·J11gflsc~nüs3e zu ge­

währen, soweit dies bishe.r lwtr.:>:t"blieben is'Lo Neben dem \lan uns vorgc::1ohla .. , 

genen Weg der Abänderung Q.es verfe'?lE',·mg~w:!.a.Tjge:l § 4 B o··.ÜG o (Antrag p/ A v:'m 
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l~12.1949) biutet si0h noch ein ~weiter Wce zur generellen Bereinigung die­
I 

ses traurigen KapHo13?-

Eine generolle Nachsieh-(; dpy; von Vln'waltungsbehörden verhängten Strafen 

und der daran durch Spruoh einer Vorw31tungsbehörde - bier des Bundeskanzler­

amtes ~ geknüpften Recbtsfolgen knnn nqoh dem derzeit geltenden Verfassungs­

reoht durch Verordnung der'Bundesregierung angeordnet werJen 1 da es sioh 

dabei um ein in der' eheml"lligen Monarühie dem Kaiser zustehendel;:) jedooh nicht 

auf den Bundespräsidenten Übergegangenes Gnadenrecht handelt. Dies,es Reoht 

des Kaisers ging ursprt~nglich auf den Staatsrat, dann nuf die Staatsregierung 

(Bundesregierung) über. (Vgl.hiezu Kelsen - Froehlich~MerklJ Die Bundesver­

fassungf 5,,159; Ad8movich, Grundriss des österreichischen Verfassungsrechtes, 

4.Auflage~ S .. 177; Pfeifer, :nas Gnadenrecht des Bundespräsidenten., JuroBl .. 

Hett 11/12/1952)~ 
Eine solche Amnestie könnte also aussprechen, dass die an die verwal­

tungsbehördliche Bestrafung geknHpften Rechtsfolgen als nicht eingetreten 

gel ten .. Es wäre dies umsomehr geboten, als man heute welbst die mit de11 

, 
rechtskrlftigen geric~l~ch~q Verurteilung wegen eines ~irk1ichen Ve~bre~hen~ 

verbundene Reohtsfolge des Pensionsverlustes (§ 26 lit .. g StG o ) als nicht mehr 

zeitgemäss empfindet und der Nationalrat darum eine Änderung diesel' J3estimmu.ng 

besohlossen hat. (Art.III der II.Strafgesetznovelle 19520) Ums~ unerträglicher 

1st es, einen an eine blosse VeFWal tungsübertretung in recht swidriger Weise ge­

knüpften Pensionsverlust aufreohterhal ten :::u wollen. Dies hat m~n übrigens 

schon im Jahre 1936 empfunden; denn dam8l.s hat der "Bundestag" mit J3undesge setz 

Jr.239/1936 in die Regierungs'verordnung vom 24<> 101934 einen neuen § 2a einge ... 

sohal tet; wonaoh der Bundeskanzler gemassregel te J3edienstete j.n ihl~ Amt wieder­

einsetzen oder in den RuhGsta nd übernehmen konnte l> 

'Die gefertigten Abgeordneten stellen de.her e..n die BundesregL'J:ung die 

A nJJ_?: __ 'L,~ 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Verordnung zu bestim'T,en 9 dass die 

auf Grund der R@gierungsverordnung vom 24 c Jänner 1934,J3GBloI Nr.52? ausge~ 

sprochenen Rechtsfolgen verwaltungsbehördlicher Bestrafungen als nic:'lt er­

lassen gelten und dass di~ von diesen Rechtsfolgen Betroffenen~ s0weH es 

noch nicht geschehen ist und kein sonstiges güsetz15_chos Hindörnis entgegen ... 

steht, ehestens nach den Best1.ttlil1Ufl.gen des Beamten-ttberleitungzgcsetzes und 

Pensionsüber-lo~ tungsg"?s2tzes zu beh~';l.nde1n sind? 
-q-.-- 0-- 0· ... • 
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